
STANDPUNKT

Von Adolf Heeb, Präsident 
der Vaterländischen Union

Die politische Arbeit der Mehr-
heitspartei kritisch zu bewerten,
ist durchaus erlaubt, dennoch soll-
ten Fakten und Tatsachen nicht
verfälscht werden. Besonders in
Themenbereichen, bei welchen
die Entscheidungen noch in der
Vorgängerregierung getroffen wur-
den, sollte nicht der Eindruck ver-
mittelt werden, dass die heutige
Regierung die derzeitige Situation
zu verantworten hat.

Beispiel FMA: Immer wieder wird
das Geschäftsmodell der FMA
heftig kritisiert. Vergessen wird
aber, dass die gesetzliche Ausge-
staltung der FMA mit all ihren
Vor- und Nachteilen bereits vor
Jahren getroffen wurde und zwar
ohne VU-Vertretung in der Regie-
rung. Heute wird es gerade so dar-
gestellt, als hätte die FMA ihre Tä-
tigkeit erst in den letzten zwölf
Monaten aufgenommen. Störend
ist auch, dass vertragliche Verein-
barungen betreffend das Mietob-
jekt noch zu einem Zeitpunkt
festgelegt wurden, als der grösste
FMA-Kritiker innerhalb der FBP
als Vorsitzender der Finanzkom-
mission in die damalige Entschei-
dung eng eingebunden war. Dass
es innerhalb der FMA zu einem
Umdenken kommen muss, ist un-
bestritten. Die Weichen hierfür
wurden mit der Wahl des neuen
Aufsichtrates im letzten Dezem-
ber 2009 gestellt.

Beispiel Gesundheitswesen: Die
FBP-Fraktion fordert vehement
die Beseitigung von Altlasten im
Gesundheitswesen. Das ist inte-
ressant, denn anscheinend wurde
vergessen, dass das heutige Kran-
kenversicherungsgesetz trotz aller
Widerstände von involvierten Ex-
perten im Jahre 2003 komplett
auf den Kopf gestellt wurde. Die
Tatsache, dass die gleiche Partei
nur wenige Jahre später wiederum
eine einschneidende Änderung
fordert, zeigt zusammen mit der
Kostenentwicklung im Gesund-
heitsbereich, dass die damalige
Entscheidung falsch war. Nun, die
Situation ist nicht einfach, denn
einerseits sollen die Kosten ge-
senkt werden, andererseits verur-
sacht der medizinische Fortschritt
höhere Kosten. Als Präsident der
VU ist es mir vor allem wichtig,
dass es bei jeglicher Änderung –
mag sie aussehen wie sie will –
der Zugang zur medizinischen
Versorgung für alle Versicherten
uneingeschränkt gewährleistet
bleibt. Eine medizinische Zwei-
klassengesellschaft darf es nicht
geben.

Beispiel Sozialleistungen: Ein wei-
teres, neues Betätigungsfeld für
Populismus findet die FBP-Frakti-
on im Bereich der Sozialleistun-
gen. Es ist nicht korrekt, immer
wieder von der Kürzung sozialer
Leistungen zu sprechen, ohne dass
Fakten bekannt sind. Die Aussa-
gen beruhen einzig auf Vermutun-
gen und Angstmacherei bringt uns

nicht weiter. Sicherlich verfügen
wir über ein sehr gut ausgebautes
Sozialsystem, wobei jedoch die
Aufgabe des Gesetzgebers darin
bestehen muss, dafür zu sorgen,
dass die wirklich Bedürftigen un-
terstützt werden. Im Übrigen ist
auch die Aussage falsch, dass eine
Kürzung der AHV-Rente in Form
der Streichung des «Weihnachts-
geldes» durch die Regierung ins
Auge gefasst wird. Diesbezüglich
hat die Regierung keinen direkten
Einfluss, denn ein solcher Ent-

scheid obliegt einzig dem Verwal-
tungsrat der AHV.

Beispiel Steuergesetz: Die finan-
zielle Situation unseres Staates
hat sich geändert, nachdem wir
viele Jahre lang nur darüber dis-
kutiert haben, ob der Überschuss
nicht doch noch hätte höher sein
können. Wir müssen uns damit ab-
finden, dass auch in Liechtenstein
die Bäume nicht in den Himmel
wachsen. Es sind nun Wege zu fin-
den, wie wir in Zukunft einen

ausgeglichenen Staatshaushalt er-
reichen können. Sicherlich gibt es
Sparpotenzial, aber wir müssen
uns auch darüber Gedanken ma-
chen, wie die Einnahmen erhöht
werden können. Ein attraktiver
Wirtschaftsstandort ist anzustre-
ben, wobei ein gerechtes, vorteil-
haftes Steuergesetz unabdingbar
ist. Noch in diesem Jahr soll dem
Landtag eine entsprechende Vorla-
ge präsentiert werden. Wenn auch
die FBP immer wieder darauf hin-
weist, dass ein solches Gesetz
noch unter der Vorgängerregie-
rung vollständig ausgearbeitet
wurde, gebe ich zu bedenken, dass
bei der damaligen Ausarbeitung
noch andere Rahmenbedingungen
herrschten. Innerhalb der letzten
zwei Jahre hat sich einiges geän-
dert und ich gehe zuversichtlich
davon aus, dass Regierungschef
Tschütscher diesen geänderten
Rahmenbedingungen im Steuerge-
setz Rechnung trägt.

Um die zukünftigen Herausforde-
rungen bewältigen zu können,
braucht es die Zusammenarbeit
aller politischen Parteien. Es
bringt uns nicht weiter, wenn sei-
tens der Minderheitspartei immer
wieder Forderungen gestellt wer-
den, aber dann schlussendlich bei
entsprechenden Vorlagen dagegen
gestimmt wird.
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